
(dh) – Gesundheitsministerin
Ulla Schmidt hat den Erfolg ih-
rer Reform immer wieder von
deutlichen Beitragssenkungen
abhängig gemacht.Kassen,die
ihre Beiträge entgegen dem
Willen der Ministerin nicht sen-
ken wollten, wurden Zwangs-
maßnahmen angedroht und
Patienten zum Wechsel ihrer
Krankenkasse aufgefordert.
Auch wenn die aktuellen Daten
zur Finanzentwicklung der
Kassen optimistisch stimmen:
Schaut man heute auf die Bei-
tragssätze,so muss man der Mi-
nisterin mangelnde Durchset-
zungsbereitschaft unterstellen.
Nachdem Anfang 2004 nur ver-
einzelt größere Beitragssen-
kungen möglich waren, haben
zu Beginn des II. Quartals 2004
14 Krankenkassen ihre Bei-
träge erhöht anstatt gesenkt,
nur sechs Versicherer waren in
der Lage,Einsparungen an ihre
Kunden weiterzugeben. Gera-
dezu grotesk wirkt es in diesem
Kontext daher, wenn beispiels-
weise die Gmünder Ersatz-
kasse trotz eines erwarteten
Jahresüberschusses von 130
Mio. € eine verhältnismäßig
moderate Beitragssenkung um
0,4 % auf 13,5 % vom Bundes-
versicherungsamt nicht geneh-
migt bekam. Eine Stellung-
nahme von Ulla Schmidt zu
dieser Beitragsfarce war bis
heute noch nicht zu bekom-
men, obwohl gerade die Minis-
terin ein gesteigertes Interesse
an vehementen Beitragssen-
kungen haben müsste. Hilfe
von „oben“ scheint jedoch nö-
tig, denn eine mögliche Bei-
tragssenkung muss mehrere
Hürden nehmen, bevor sie an
den Versicherten weitergege-
ben werden kann. Im Fall der
GEK stellte sich das Bundes-
versicherungsamt quer zu ei-

ner möglichen Senkung. Diese
ist laut BVA-Präsidenten Rai-
ner Daubenbüchel nur noch
nach „strenger Prüfung“ zu ge-
nehmigen.Und eben diese Prü-
fung hat die Gmünder Ersatz-
kasse nach Meinung der BVA
nicht bestanden. So hieß es, die
GEK sei hoch verschuldet und
könne daher trotz niedriger
Verwaltungskosten ihren Bei-
trag nicht senken, da sonst die
Liquidität der Kasse nicht mehr
sichergestellt werden könne.
Für den GEK-Vorstandsvorsit-
zenden Dieter Hebel völlig un-
verständlich.„Bei einem unver-
änderten Beitragssatz  würden
wir bis zum Jahresende einen
Überschuss von 130 Mio. € er-
wirtschaften, bei einer Bei-
tragssenkung zum 1.10.2004
immer noch 100 Mio.€, laut Ge-

setz dürfen wir doch nur einen
Überschuss von rund 50 Mio.€
erwirtschaften – wir werden
also zu einem gesetzeswidri-
gen Verhalten gezwungen.“
Dieser Meinung folgte auch ein
erster Vergleichsvorschlag des
Sozialgerichtes Ulm, den die
BVA jedoch abgelehnt hat. Da-
raufhin fasste der GEK-Verwal-
tungsrat den Beschluss, den
Beitrag entsprechend dem ge-
richtlichen Vergleichsvor- 
schlag zum 1.10.2004 zu sen-
ken.

(dh) – Die Gesetzlichen
Krankenkassen (GKV) ha-
ben im ersten Halbjahr 2004
einen Überschuss von rund
zweieinhalb Milliarden Euro
erzielt. Das belegen die
neuen Halbjahreszahlen,
welche von Bundesgesund-
heitsministerin Ulla Schmidt
(SPD) soeben vorgelegt wur-
den. Angesichts der massi-
ven Einschnitte im Gesund-
heitswesen verwundern

diese Werte jedoch kaum. So
sind sowohl die Ausgaben
für ärztliche und zahnärztli-
che Behandlung als auch für
ärztlich verordnete Leistun-
gen nach Inkrafttreten der
Gesundheitsreform deutlich
zurückgegangen. Dies
machte sich vor allem bei
Arzneimitteln, Hilfsmitteln
und Fahrkosten – also in je-
nen Leistungsbereichen, die
gerade in der Vergangenheit
durch ihre hohen Zuwachs-
raten einen entscheidenden
Anteil an den Krankenkas-
sendefiziten hatten – be-
merkbar.
Beim Zahnersatz wurde ein
Ausgabenplus von 2,2 Pro-
zentpunkten ermittelt, wel-
ches jedoch im Vergleich zu
den Gesamtausgaben der ge-
setzlichen Krankenkassen
kaum ins Gewicht fällt. Hier
wird jedoch auf Grund der ab
Mitte nächsten Jahres ge-
planten neuen Regelungen

noch ein massiver Anstieg
der Ausgaben innerhalb der
GKV erwartet. Denn nach
wie vor herrscht bei den Ver-
sicherten große Verunsiche-
rung darüber, was konkret
die Zahnersatz-Neuregelun-
gen für sie bedeuten. Und
jüngste Nachbesserungsvor-
schläge von Regierung und
Opposition haben hier nicht
gerade Abhilfe geschaffen.
So wird nach wie vor damit
gerechnet, dass viele Patien-
ten noch in diesem Jahr auf
neuen Zahnersatz drängen
werden. Das Budget für
Zahnersatz schien bereits
Anfang September mehr als
ausgereizt. So vertrösteten
Zahnärzte bereits Mitte Au-
gust jene Kunden, deren
Zahnbehandlung nicht drin-
gend notwendig war, auf das
kommende Jahr. Insgesamt
gaben die gesetzlichen Kran-
kenkassen im ersten Halb-
jahr 34 Millionen Euro (da-

von 10 Millionen Euro im
Westen und 24 Millionen

Euro im Osten) mehr für
Zahnersatz aus als im glei-

chen Zeitraum des Vorjah-
res.
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Veränderungsraten in den einzelnen Ausgabenbereichen im 
1. Halbjahr 2004 im Vergleich zum entsprechenden Vorjahres-
zeitraum für das gesamte Bundesgebiet 
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Ausgaben für Zahnersatz kaum gestiegen
Bundesgesundheitsministerium veröffentlicht die Halbjahreszahlen der GKV

1 Zahnarztbehandlung ohne Zahnersatz, 2   Verwaltungskosten

Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt (SPD).

Gesetzwidriges Verhalten  
Trotz Millionen-Überschüssen werden Kassen an
Beitragssenkungen gehindert, so auch die GEK

Betrugsbekämpfung. Die Bayr. Ersatzkassen wehren sich mit einem Arbeitsaus-
schuss gegen Abrechnungsmanipulationen. Die Aufgaben des Arbeitskreises umfas-
sen eine allgemeine Abrechnungsprüfung und die systematische Untersuchung von
Grauzonen, in denen eine Manipulation zu vermuten ist. Wird  eine ungenaue Abrech-
nung entdeckt, wird der durch die Falschabrechnung der medizinischen Leistung ver-
ursachte Schaden durch die Kassen zurückgefordert. Von den bisher untersuchten Fäl-
len haben sich nur wenige zum Skandal entwickelt. Meist ist die Grenze zwischen ver-
sehentlich unkorrekter Abrechnung und bewusstem Betrugsversuch schwer zu ziehen.
Die Kassen sind daher bemüht, nicht vorschnell „schwarze Schafe“ zu bestimmen. 
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